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Vorwort

»Europa 1992« - Neuer Integrationsschub und Magie der Zahl

DieZahl»1992« übt eine nahezu magische KraftaufPolitik imd
Wirtschaft aus. Siesteht für den Zeithorizont, in dem die Voll
endung des Binnenmarktes im Rahmen der Europäischen Ge-
memschaft erreicht werden soll. »1992« beinhaltet ökonomisch
die Perspektive eines einheidichen Marktes mit einem Bruttoin
landsprodukt von fast 8 Billionen DM und einemVerbraucher
markt von über 320 Millionen Menschen sowie das Versprechen
auf hohe Zuwachsraten bei Konsum, Produktion, bei Investi
tionen und Gewinnen, Löhnen und Beschäftigung. Politisch ge
sehen, enthält »1992« den Anspruch, als »Europäische Union«
eine größere Rolle in der Weltpolitik zu spielen. Diese Perspek
tiven haben eine Aufbruchsstimmung hervorgerufen - und die
noch vor wenigen Jahren die Diskussionen prägenden Schlag
wörter wie »Europessimismus« und »Eurosklerose« weitge
hend verdrängt. Diesem Stimmungsumschwung liegt ein Ver
tragswerk zugrunde: die 1987 ratifizierte »Einheitliche Europäi
sche Akte« (EEA).' In der EEA - der ersten umfassenden Er
gänzung und Erweiterung der EG-Verträge - haben die EG-
Staaten ein umfangreiches Reformbündel beschlossen. Die
Akte enthält dieVerpflichtung zurVollendung des Binnenmark
tes bis 1992, zurAnnäherung der Wirtschafts- und Währungs
politik, zur Vergrößerung der wirtschaftlichen und sozialen
Konvergenz sowie Festlegungen zur Ausweitung der Gemein
schaftspolitiken aufPolitikfelder wie Technologie und Umwelt.
Die EEA schreibt erstmalig die seit 1970 praktizierte Zusam
menarbeit der EG-Staaten inder Außen- und Sicherheitspolitik
in vertraglicher Form fest und versuchtmit dem Bekenntniszur
Errichtung einer »Europäischen Union« dem Integrationspro
zeßeine politische Zielperspektive zu geben.

Hinter der EEA stehteine langjährige, Anfang der achtziger
Jahre einsetzende und von Rückschlägen begleitete Reformdis-



kussion. Die Springprozession von Initativen, Berichten und
Erklärungen begann 1981 mit dembundesdeutsch-italienischen
Vorschlag für eine »Europäische Akte« zur Vitalisierung der po
litischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Sie setzte sich
in der politisch folgenlosen, aber »Feierlichen Erklärung zur
Europäischen Union« von 1983 und in dem 1984 vom Europäi
schenParlament vorgelegten und in den Ausschüssen der natio
nalen Parlamente abgelegten »Entwurf zur Gründung der Eu
ropäischen Union« fort. Noch der der EEA zugrunde liegende
Dooge-Bericht von 1985 mit der Forderung nacheiner »politi
schen Einheit« hält in 36 Fußnoten die nationalen Einwände
und Vorbehalte gegen weitergehende Integrationsschritte fest.
Dieser widersprüchliche Verlauf der Reformdiskussion, in dem
Notwendigkeiten und Möglichkeiten des Integrationsprozesses
mit den nationalen. politischen und ökonomischen Profilen,
Orientierungen und Interessen der Mitgliedstaaten austariert
werden mußten, hat sich auch in der EEA niedergeschlagen.
Die EEA verzichtet auf einen groß angelegten Umbau der EG
oder eine radikale Neukonstruktion. Von einem großen Ent
wurf, garvon einem »großen Sprung« läßtsich kaum sprechen.
Das Reformpaket kennt Schutzklauseln und Ausnahmemög
lichkeiten, läßt nationale Lösungen zu und schreibt für viele
Fragen, dieeinzelnen Staaten wichtig sind,Einstimmigkeit vor.

Die Reformdiskussion wurde von tiefer Skepsis begleitet. In
derVergangenheit waren einige hochgesteckte Ziele - Europäi
sche Verteidigungsgemeinschaft undEuropäische Politische Ge
meinschaft in den fünfziger, Fouchet-Pläne und Supranationali-
tätskonzeption in den sechziger und Wirtschafts- und Wäh
rungsunion in den siebziger Jahren - gescheitert. Wie sollten
die ökonomischen und politischen Herausforderungen der
achtziger Jahre bewältigt werden? Das »Europa der zweiten
Generation« sah sichderTatsache gegenüber, daßwederdie Ei
gendynamik eines vondem wirtschaftlichen aufdenpolitischen
Bereich übergreifenden »spill overs« noch die machtpolitische
Entscheidung von Regierungen demVergemeinschaRungspro-
zeß eine Kontinuität verleihen konnten. Vielmehr ließ die »Un
fähigkeit, jahrelang diskutiene und längst überfällige Korrektu-

8



ren durchzusetzen, die Idee einer Europäischen Union eher
zum Schreckbild werden.«^ Beklagt wurde, daß, während die
»Gründerväter« die Gemeinschaft nicht nur als wirtschafdiche,
sondern auch als starke politische Kraft projektiert hätten, nun
die »Buchhalter und Krämer« ohne zukunftsweisende politi
sche Vision regierten. Die EG,sodie ernüchternde Erkenntnis,
sei von dem »Kurs auf immer mehr Einheit« abgekommen.'

Das bisherige Scheitern hochgesteckter Ziele verweist aufdie
innere Krisenhaftigkeit des Integrationsprozesses, der sich of
fensichtlich nicht als lineare und selbst tragende Entwicklung
der Vergemeinschaftung auf der Basis von wachsenden »Ge-
meinschaftsmteressen« entwickelt. Da Erfolg und Mißerfolg
der Integration durch die ungleichmäßige ökonomische und
politische Entwicklung zwischen Mitgliedstaaten und den dar
aufberuhenden nationalen Konkurrenzverhältnissen beeinflußt
werden, bleiben Rückschläge in denProzeß »Gemeinschaftsbil
dung« eingeschlossen. Integrationskrisen, die zu Stagnation
und Erosion führen, sind mithin »Bestandteil der Struktur und
des inneren Entwicklungsmechanismus des kapitalistischen In
tegrationsprozesses«.'« Die Überwindung von integrationspoli
tischen Stagnationsphasen und Fortschritte im Integrationspro
zeß verlangen als Triebkräfte eine besondere, jeweils konkret
historische Konfiguration von Problem- und Interessenlagen.

Die Analyse der Ursachen des neuen Integrationsschubs
zeigt, daß ihm eine komplexe Grundstrukturvon äußeren und
inneren, von ökonomischen und politischen Problemen, Trieb
kräften und Motiven zugrundeliegt. Das Ende der langen Nach
kriegsprosperität, der weltwirtschaftliche Strukturwandel und
der technologische Umbruch, der gewachsene Grad der Inter-
nationalisierung von Austausch und Produktion sowie die ver
schärfte Weltmarktkonkurrenz, die fortschreitende Erosionder
hegemonialen Stellung der USA und der Übergang zu einer
niultipolar geprägten Welt haben jene Konstellation geschaffen,
die Fortschritte im westeuropäischen Integrationsprozeß not
wendig macht und ermöglicht. Die Realisierung des neuen Inte
grationsschubs soll die EG, bisher durch die Agrar- und Han
delspolitik geprägt, in eine international wettbewerbsfähige In-



dustriegemeinschaft von zwölf westeuropäischen Staaten trans
formieren und diese weltmarktorientierte Wirtschaftsgemein
schaft um eine international ausgerichtete politische Gemein
schaft ergänzen. Die EEA markierte so das Ende emer Phase
der Stagnation des westeuropäischen Integrationsprozesses und
den Beginn einer Phase, in der die »europäische Dimension«
einen größeren Stellenwert in der nationalen wie internationa
len Politik einnimmt. Weit von den »Vereinigten Staaten von
Europa« entfernt, wird die —auch nur teilweise —Umsetzung
dieser insgesamt keineswegs neuen Integrationsziele das Antlitz
der EG in den nächsten Jahren starkverändern.

Die in diesem Band enthaltenen Beiträge geben einen kri-
tisch-einführenden Überblick über den Stand und die Perspek
tiven des westeuropäischen Integrationsprozesses. Die Beiträge
unternehmen zugleich den Versuch, die neuen ökonomischen
und politischen Entwicklungstendenzen im Kontext des »Pro
jekts '92« und in wichtigen Politikfeldern der EG zuanalysie
ren, darzustellen undzu interpretieren. Dereinleitende Beitrag
von Albert Statz zeichnet die Entwicklung der westeuropäi
schen Integration von 1945 bis heute nach und analysiert die ihr
zugrundeliegenden Determinanten und Bewegungsformen. In
aufgezeigten Differenzierungsprozessen wird nach möglichen
Alternativen zu den herrschenden integrationspolitischen Leit
bildern und Strategien gesucht. Den Fragen nach Ursachen und
Konsequenzen des Binnenmarktprojekts gehen die folgenden
Beiträge nach. Jörg Huffschmid entfaltet die Hintergründe und
Motive der Binnenmarktintegration aus den kapitalistischen
Krisenprozessen und entwickelt die These, daß der neue Inte
grationsschub Teil einer relativ erfolgreichen Revitalisierung
und Restrukturierung des kapitalistischen Gesamtsystems sei.
Perspektiven fortschrittlicher Politik dürfen sich daher nicht auf
die Vollendung des Binnenmarktes verengen. Der Beitrag von
Jörg Goldberg untersucht in der Auseinandersetzung mit mar
xistischen Interpretationsmustern und anhand der Konzentra
tionsprozesse und Kapitalstrategien das Verhältnis von Natio
nalökonomien und Intemationalisierungsprozessen im Rah
men der EG. Der »sozialen Dimension« des Binnenmarktes
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und den neuen Rahmenbedingungen, denen sich dieWesteuro
päischen Gewerkschaftsbewegungen gegenüber sehen, geht der
Beitragvon Klaus-PeterWeiner nach.

Die nachfolgenden vierBeiträge setzensichmitdenEntwick
lungen und ihrer Verschränkung mit der nationalstaatlichen
Ebene in zentralen Politikfeldem der EG auseinander, die mit
der Binnenmarktintegration einen neuen Stellenwert erhalten.
Uwe Meinhardt diskutiert dieOptionen dergemeinschaftlichen
Währungspolitik der EG-Staaten im EWS. Jörg Stremmel un
tersucht die Forschungs- und Technologiepolitik der EG und
bewertet ihre Auswirkungen auf die Beschäftigungssituation.
Die Probleme, Perspektiven und Möglichkeiten der Frauenpoli
tik derEG und ihre Umsetzung in den Mitgliedstaaten werden
von Annette Eimermacher dargestellt. Der Beitrag von Chri
stian Heyleuchtet die ökologischen Konsequenzen des Binnen
marktprojekts und die Umweltpolitik der EG aus.

Die Beiträge von Heinz-Jürgen Axt, Rainer Falk und Volker
Böge thematisieren die außen- und sicherheitspolitische Di
mension der westeuropäischen Integration. Heinz-Jürgen Axt
analysiert die außenpolitische Kooperation der EG-Staaten in
der Europäischen Politischen Zusammenarbeit und bestimmt
das Verhältnis von nationaler und gemeinschafdicher Politik.
DerBeitrag von Rainer Falk stellt die Frage nach den Beziehun
gen der EG zurDritten Welt und untersucht die den interregio
nalen Abkommen und Kontakten jeweils zugrundeliegenden
ökonomischen und politischen Motivstrukturen. Volker Böge
geht den Interessen und Formierungsprozessen inder »Westeu-
ropäisierung« der Sicherheitspolitik und ihren blockbildenden
Tendenzen nach.

Im abschließenden Beitrag von Frank Deppe wird das Ver
hältnis von altem und neuen Internationalismus diskutiert. Es
geht dabei vor allem um die Frage nach Inhalten und Formen
einer »europäischen Politik« der Linken.

Die Beiträgedes Bandes verdeutlichen, daß eine auf eine de
mokratische, soziale, ökologische, emanzipatorische und fried
liche Vergesellschaftung gerichtete Politik die existierenden
Strukturen der westeuropäischen Integration nicht ignorieren
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kann. DieFormulierung von Alternativen und ihre Konkretisie
rung setzen jedoch das Verständnis der dem westeuropäischen
Integrationsprozeß zugrundeliegenden Motive, Interessen und
Triebkräftevoraus. Der Band will dazu beitragen.

Die Herausgeber

Anmerkungen

t, BuUetio der EG, Beilage 1/1986.
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S. 33.
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oderFortschrittder Integration?, Köln 1978, S. 12.
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FrankDeppe

Alter und neuer Internationalismus

Einige Überlegungen zum Zusammenhang von Integrationsdy-
namik und Unker PoUtik in Europa

»Aberder den großenSprungmachen wiU, muß
einige Schritte zurückgehen. Das Heute geht ge
speistdurch das Gesternin das Morgen.Die Ge
schichte macht vieUeicht einen reinen Usch,
aber sie scheut den leeren.«

Bertolt Brecht

ImJahre 1915 - mitten im ErstenWeltkrieg - schrieb W. I. Lenin
einen Artikel »Über die Losung derVereinigten Staaten von Eu
ropa«. Seine zentrale These ist in der marxistischen Integra-
tionsUteratur - noch in den 50erund 60erJahren - oftmals reka
pituliertworden: unter kapitalistischen Verhältnissen ist eineu
ropäischerStaatenbund »entwederunmöglichoder reaktionär«.
ZeitweiUge Abkommen zwischen den imperiaUstischen Mäch
ten zerbrechen notwendig unter dem Druck von Wirtschafts
krisen. Der Kriegals Mittel zur Durchsetzung imperiaUstischer
Interessen sprengt stets von neuem solche internationalen Ab
kommen. Eine gewisse StabiUtät könnten solche Bündnisse
zwischen imperialistischen Staaten erlangen, wenn ihr Zweck
darauf gerichtet ist, gemeinsam den SoziaUsmus bzw. die Ge
fahr der soziaUstischen Revolution zu bekämpfen und/oder die
Interessender europäischen Imperialisten gegen den im Westen
aufkommenden ökonomischen und politischen Rivalen, die
USA, zu bündeln.

Lenin reagierte mit diesem Artikel auf Diskussionen in der
europäischen Arbeiterbewegung seiner Zeit, die mit dem Be-
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ginn des Ersten Weltkrieges den Gedanken eines europäischen
Staatenbundes - als Konzept einer europäischen Friedensord
nung, gleichsam als Utopiegegen dieRealität desKrieges - auf
griffen. Zugleich argumentierte er in diesem Artikel auchgegen
die Position von LeoTrotzki, der denFöderationsgedanken mit
der Perspektive der sozialistischen Revolution in Europa ver
knüpfte.' In diesem Zusammenhang wird freilich auch ver
ständlich, daß Lenin- was später kaum noch zur Kenntnis ge
nommen wurde- sichamAnfang dieses Artikels gegen dieAuf
fassung wendet, die Losung »Vereinigte Staaten von Europa«
sei politisch reaktionär; denn: »politische Umgestaltungen in
wahrhaft demokratischer Richtung . .. können keinesfalls und
niemals ... die Losung der sozialistischen Revolution verdun
keln oder abschwächen«. Daher sei »die Losung der republika
nischen Vereinigten Staaten von Europa ... imZusammenhang
mit dem revolutionären Sturz der drei reaktionärsten Monar
chienEuropas, an ihrer Spitzeder russischen, völlig unanfecht
bar als politische Losung«.^

Leninunterschiedalsozwischen der politischen Losungauf der
einen und ihrem »ökonomischen Inhalt« auf der anderen Seite.

Für die sozialistische Arbeiterbewegung erschien ihm dieseLo
sung nicht reaktionär, sondern illusionär. In der Epoche des Im
perialismusbildet die ungleichmäßige Entwicklung der kapitali
stischen Staaten die materielle Basis nicht nur ihrer Konkurrenz
aufdem Weltmarkt (verbunden mit dem politischen »Griffnach
der Weltmacht«). Zugleich vollziehtsichmit der Herausbildung
des Monopolkapitals, das auf den Weltmarkt drängt, ein innen-
und außenpolitischer Machtzuwachs des Nationalstaates, wie
er etwa seit Beginn des Jahrhunderts in den Aufrüstungspro
grammen, den Konfliktenum territoriale Ansprüche in den ko
lonialen Räumen, schließlich in der Vorbereitung des Krieges
und im Übergang zur offenen militärischen Auseinanderset
zung zwischen den imperialistischen Mächten zum Ausdruck
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kam. Diepolitische Form- undzugleich »Friktion« - derInter-
nationalisierung kapitalistischer Produktionsverhältnisse
konnte nur der imperialistische Macht- und Nationalstaat sein.
Dessen soziale und politische Träger warenzugleich darum be
müht, die Massenwirksamkeit nationalistischer und chauvinisti
scher Ideologien- vor allemauch in der Arbeiterklasse-sicher
zustellen. Diese Erkennmis wurde nicht nur für Lenin, sondern
auch für andere Imperialismustheorien seiner Zeit(Hilferding,
Rosa Luxemburg, Bucharin) zum Bezugspunkt für die Kritik
der verschiedenen, frühen Europa-Konzeptionen, die entweder
offen vom Modell einer imperialistischen Hegemonialmacht'
ausgingen oder die Utopie einer friedensbewahrenden Födera
tion europäischer Staaten entwarfen.

Der Internationalismus, der den Wolfsgesetzen der interna
tionalen, imperialistischen Konkurrenz (unter Einschluß der
Ausbeutung und Unterdrückung der Kolonien und Halbkolo
nien) endgültig ein Ende zu bereiten vermochte, konnte in die
serPerspektive überhauptnichtvon kapitalistischen Staaten (als
den Subjekten der internationalen Politik),sondern nur von der
Arbeiterklasse ausgehen, die - wie Marx und Engels schon im
»Manifest« (1848) hervorgehoben hatten- nicht nur der Anta-
gonist der Bourgeoisie, sondern auch des bürgerlichen Natio
nalstaates ist. Die Kommunisten sollensichgerade dadurchaus
zeichnen, daß sie ». .. in den verschiedenen nationalen Kämp
fen der Proletarier die gemeinsamen, von der Nationalität unab
hängigen Interessen des gesamtenProletariats hervorheben und
zur Geltung bringen...« Wie immer noch die Form des Klas
senkampfes national bestimmt bleibt, so ist er doch seinem In
halt nach international« (MEW 4, S. 473/4). Auf diese Grund
position baute sich die Konstruktion der internationalen Zu
sammenschlüsse der Arbeiterbewegung —seit der Gründung
der IAA im Jahre 1884auf.+

Hier ist nicht der Ort, die dramatische Geschichte dieser Inter
nationalen, ihrer Spaltungen und Neugründungen, aber auch
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ihrer Ohnmacht und ihres geschichtlichen Versagens (z. B. im
August 1914) zu rekapitulieren. Dennoch muß diese Geschichte
—trotz der zahlreichen »Lichtblicke«, die sie vermittelt - in letz
ter Instanz als die praktische Falsifikation aller schematischen
und simplifizierenden Vorstellungen vonderwachsenden Kraft
des »proletarischen Internationalismus« gelesen werden. Mit
der Herstellung des Weltmarktes durch das Kapital hat sich
eben kein »Weltproletariat« alssoziales und politisches Subjekt
des Kampfes für die »Weltrevolution« herausgebildet. Und
auch die Modifikation dieserTendenz, die auf die ungleichmä
ßige und ungleichzeitige Entwicklung der kapitalistischen Na
tionen und folglich auch des politischen Handlungspotentials
derArbeiterbewegungen dieser Nationen bezogen war, degene
rierteschließlich zu jenerFormdesproletarischen Internationa
lismus der III., der kommunistischen Internationale (KI), der
durch die »führende Rolle« der Sowjetunion und der KPdSU,
d. h. durch eine eindeutig hegemoniale Struktur, institutionali
siert wurde. Daß gerade in der Sowjetunion der 80erJahre die
Nationalitätenkonflikte zur schärfsten Bedrohung der Politik
der Perestroika, ja des Bestandes der Sowjetunion überhaupt
geworden sind, muß dahernicht nur als ein Scheitern der Na-
tionalitätenpolitik^ sondern vorallem als eine gründliche Desa
vouierung desvon der KPdSU jahrzehntelang in der kommuni
stischen Weltbewegung autoritativ vertretenen Konzeptes des
»proletarischen Internationalismus« verstanden werden, deren
äußere Form seit den 60erJahren den ZerfalldieserWeltbewe
gung bildet.*

Selbstverständlich gibt es in dieser Geschichte immerwieder
beeindruckende Zeugnisse für die internationale Solidarität der
Linken —vomKampf gegen Krieg und Faschismus überdiever
schiedenen Formender weltweiten Unterstützung der antikolo
nialen und antiimperialistischen Befreiungsbewegungen. Den
noch haben sich die Formen dieser internationalen Solidarität -
zumal in der neueren Zeit —differenziert. In den westlichen
Metropolen haben linke Intellektuelle und Organisationen zu
nehmend gegen die Unterdrückung demokratischer Reformen
in sozialistischen Ländern (vom »PragerFrühling« 1968 bis hin
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zurgewaltsamen Unterdrückung der polnischen Solidarnocz in
den Jahren 1980/81), gegen die Verhaftung von kritischen Intel
lektuellen in diesen Ländern oder auch - wie jüngst in der
Volksrepublik China - gegen die militärische Repression der
Pekinger Studentenbewegung protestiert.

Allen diesen Formen ist freilich gemein, daß sie nicht dem
Schema jenes proletarischen Internationalismus folgen, wie er
noch von den »Klassikern« entworfen worden war, und der
stets aufdas Handlungssubjekt »Weltproletariat« bezogen war.
Es handelt sich dabei in der Regel nicht um die Artikulation
eines transnationalen bzw. internationalen politischen Hand
lungstyps (wo selbstverständlich auch hier außergewöhnliche
Ausnahmen - wie z. B. die »internationalen Brigaden« im spa
nischen Bürgerkrieg nach 1936 —nicht vergessen werden dür
fen), sondern um die gemeinsame Artikulation von - morali
scherund materieller-Solidarität,diestetseingebettet bleibtin
die je nationalen politischen Kulturen. Dabei werden sie we
sentlich von den innenpolitischen Auseinandersetzungen zwi
schen der Linken und dem Kapital und rechten Regierungen
(die z. B. vom Apartheid-Rassismus profitieren und sich wei
gern, wirtschafdiche Boykottmaßnahmen zu unterstützen) be
stimmt. Solche Konstellationen bringen natürlich auch neue
Formen der transnationalen politischen Kommunikation her
vor (denken wir z. B. an den »Revolutionstourismus«). Den
noch hat sich diese Grundstruktur nicht wesentlich verändert.
Der »alte Internationalismus« blieb in der Regel eingebunden
in eine Wahrnehmung internationaler Politik, bei derderBezug
zu den internationalen und globalen Formationen des Klassen
kampfes durch die je spezifischen nationalen Ausprägungen der
Kräfteverhältnisse der Klassen, also durch eine auf den Natio
nalstaat bezogene Politikbestimmend blieb.

4.

Diese Grundstruktur, die den »alten Internationalismus« cha
rakterisierte, blieb auch für die Einstellung der —am Marxis
mus-Leninismus orientierten - Linken zur westeuropäischen
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Integration bestimmend. Die politischen Optionen, die von
den Strukturen und Konflikten der Nachkriegsordnung gefor
dert wurden, waren durch Konfliktformationen geprägt, bei
denen die »Europapolitik« allenfalls eine sekundäre bzw. subal
terne Rolle spielen konnte. Auf dem Felde der internationalen
Politik bildeten einerseits die Herausbildung der bipolaren
Struktur des Ost-West-Gegensatzes, andererseits der Zusam
menbruch des Kolonialsystems (der namentlich die alten euro
päischen Kolonialmächte: England, Frankreich, Belgien, die
Niederlande, zuletzt Portugal in militärische Abenteuer verwik-
kelte undsoauch ihre innere sozialökonomische und politische
Stabilität unterminiene) die beiden Haupuchsen internationa
ler Politik. ImBereich der Innenpolitik wurde die Linke - seit
den späten 40erJahren - mit dem Scheitern sozialistischer und
demokratischer Reformprogramme und mit der Herausbildung
eines Typus konservativer Hegemonie konfrontiert, der - einge
baut in das westliche, von den USAdominierte, ökonomische
und politisch-militärsche Bündnissystem - bis in die späten
60erJahre weitgehend stabil blieb.

Die Mehrheit der Linksintellektuellen blieb gegenüber der
europäischen Idee und Politik in dieser Periode, in die die
Gründerphase der EWG fällt, auf Distanz.^ Sie engagierten sich
in den 50er Jahren in der - gegen die USA und die NATO
gerichteten - Friedens- und Antiatombewegung. Zugleich soli
darisierten sie sich mitden Opfern des Kolonialismus und der
faschistischen Regimes (vor allem inSpanien und Portugal). Au
ßerdem vereinte diewesteuropäische Linke ein tiefes Mißtrauen
bzw. dieAngstvordemWiedererstarken deswestdeutschen Im
perialismus, derschon in den späten 50er Jahren wiederum zur
führenden Wirtschaftsmacht Westeuropas aufgestiegen war.

DieEWG, die durch die Römischen Verträge (1958) geschaf
fen war, konnte dabei nicht als eine progressive Alternative er
scheinen. Der Primat der Kapitalinteressen an der Herstellung
des gemeinsamen Marktes, die technokratische Einstellung der
»Eurokraten« (von Jean Monnet bis Walter Hallstein), die kon
servativ-katholische Grundhaltung derführenden Europa-Poli
tiker (de Gaspari, Adenauer, Maurice Schumann u. a.) und
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schließlich die hegemoniale »Überdetermination« des EWG-
Projekts durch dieUSA (durch denDollarals Weltgeld ebenso
wiedurch dieNATO)- alle diese Determinanten der westeuro
päischen Integration in ihrer Gründerphase mußten diese als
ein reaktionäres Projekt qualifizieren, so daß auch die linken
Traditionen in der föderalistischen Bewegung, die noch in den
europäischen Widerstandsbewegungen gegen den Faschismus
eine bedeutende Rolle gespielt hatten®, in Vergessenheit gerie
ten. Die Integrationskrisen der 60er Jahre —zum Beispiel uni
das englische Beitrittsgesuch oder um die Effektivierung des su
pranationalen Entscheidungsmechanismus (1965/66) - wurden
daher als Konflikte interpretiert, die in letzter Instanz in der
ungleichmäßigen Entwicklung der führenden kapitalistischen
Staaten Westeuropas (BRD, Frankreich, Großbritannien) wur
zelten und die zugleich strukturelle Schranken jener Integra
tionslogik markierten, wie sie von der neofunktionalistischen
Integrationstheorie (spill-over-Effekt) artikuliert wurde.

Die ökonomische und politisch-institutionelle Entwicklung
der EWG mochte also auf den ersten Blick jene Kritik bestäti
gen, dieLenin 1915 anderLosung der »Vereinigten Staaten von
Europa« formuliert hatte. Gleichwohl ließ eine gründliche Ana
lyse der Kapitalbewegung in der EWG wieaufdem Weltmarkt
schnell erkennen, daß Lenins Kritik den objektiven bzw. irre
versiblen Charakter der Integration nicht mehr treffen konnte.
War schon durch den Systemgegensatz und die Logik der
atomaren Abschreckung, die sich in der bipolaren Strukturdes
Weltsystems organisierte, die von den frühen Imperialismus
theorien unterstellte Gesetzmäßigkeit zur Zuspitzung der zwi
schenimperialistischen Konkurrenz bis zum Krieg außer Kraft
gesetzt, so hatte sich mit der zunehmenden Verflechtung des
Warenaustausches sowie der Direktinvestitionen von Kapital
zwischen den entwickelten kapitalistischen Staaten (OECD)
eine Struktur derWeltmarktbewegung des Kapitals herausgebil
det (vermittelt durch die Aktivität der »internationalen Kon
zerne«),diedie objektive Notwendigkeit der Schaffung und Sta-
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bilisierung größerer Wirtschaftsräume (zumal in Eimopa) be
gründete.

Diese neuen Formen derIntemationalisierung undderArbeits
teilung, der Kapitalbewegung und der internationalen Wäh
rungsbeziehungen begründeten zwar die relative Stabilität der
ökonomischen Verflechtung (und dabei - als deren regionale
Form - die EWG, die schneller als noch bei ihrer Gründung
geplant nach ca. 10 Jahren das Ziel einer Zollunion realisierte).
Dabei wurde die ungleichmäßige Entwicklung der Mitglied
staaten der EWG, die ihrerseits die materielle Basis für einen
expandierenden Regulations- und Interventionsbedarf der Na
tionalstaaten bildete, nicht außer Kraft gesetzt. Die Dialektik
von Intemationalisierung und nationalstaatlichvermittelter ka
pitalistischer Reproduktion verdichtete sich namentlich in den
70erJahren zu einem Artikulationsmuster, bei dem- als Reak
tion auf die krisenhaften Veränderungen der kapitalistischen
Weltwirtschaftsordnung - die nationalen Anpassungsstrategien
ein größeres Gewicht gewannen und auf diese Weise den »spill-
over« von der Zollunion zurWirtschafts- und Währungsunion
in Westeuropa blockierten.'

Diese Tendenz zur »Renationalisierung« wurde nicht allein
durch die Turbulenzen im Weltwährungssystem, den inflationä
ren Preisdnick sowie insbesondere durch die national unter
schiedlichen Auswirkungen der Preiserhöhungen beim Erdöl
(und den daraus folgenden energiepolitischen Maßnahmen) er
zeugt. Hinzu kam,daß schonin den 60erJahren über dieWelt
marktkonkurrenz ein wachsender Druck auf die Förderung der
modernen Wachstumsindustrien, von Wissenschafts- und For
schungsinvestitionen in den einzelnen Ländern ausgegangen
war. Schließlich waren es aber auch die Klassenkämpfe dieser
Periode, diediese Renationalisiemngstendenz vorantrieben und
die zugleich dieAuhnerksamkeit der Linken absorbierten, die
jetzt - ziun ersten Mal seit dem Übergang zum Kalten Krieg -
vorallem in Westeuropa wieder in dieOffensive geriet.*'
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Auf der Ebene der nationalstaatlichen Politik reflektierten
sich diese Klassenkämpfe und ihre Resultate imAusbau a) key-
nesianischer Steuerungselemente (Konjunkturpolitik, staatliche
Regulierung der Nachfrage, insbesondere beidenLohneinkom
men) und b) des Sozialstaates (von der Reform des Bildungs
und Ausbildungswesens, des Gesundheitssystems, der Verbes
serung des sozialen Schutzes der Arbeitskraft und der Alters
versorgung bis hin zu erweitenen Mitbestimmungs- und Kon
trollrechten der Lohnabhängigen wie der Gewerkschaften).
Der Anstieg der Massenarbeitslosigkeit nach der ersten Welt
wirtschaftskrise 1974/75 zerstörte zwar Illusionen über die
Reichweite und Effektivität dieser staatlichen Regulationsfor
men; gleichzeitig wurde jedochdie nationale Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik zum Feld der Auseinandersetzung um die
Beseitigung der Arbeitslosigkeit.

Für die Linke spielte in dieserSituation die Ebene der euro
päischen Politik nur eine geringe Rolle. Auf der einen Seite
schien sich in diesen Renationalisierungsprozessen die Kritik
am kapitalistischen Charakter der westeuropäischen Integra
tion voll zu bestätigen. Die Krisen der Integrationspolitik in
den 70erJahren galten als Beweis für die strukturellen Schran
ken supranationaler Politik- und Regulationsformen. Das im
Jahre 1972 von Bundeskanzler Willy Brandt verkündete Pro
gramm, die EWG zu einer »Sozialunion« auszubauen, also die
Gestaltungder sozialenDimensionen der westeuropäischen In
tegrationspolitik in den Vordergrund zu rücken, war ebenfalls
schnell wieder in Vergessenheit geraten. Auf der anderen Seite
hat die Dynamik der Klassenkämpfe dieser Periode für die
Linke nicht nur das Primat nationaler Politik, sondern vor
allemauch die Perspektive nationalerVeränderungen der politi
schenund gesellschaftlichen Machtverhältnisse in die Richtung
des Sozialismus aufgewertet. Trotz dieser Wahrnehmung der
wachsenden Bedeutung internationalerVermitdungen und Be
dingungen des Klassenkampfes (die kommunistischen Parteien
Westeuropas z. B. betonten bis Mitte der 70er Jahre die Not
wendigkeiteiner stärkeren Harmonisierung und Koordinierung
der Politik"; die Gründung des Europäischen Gewerkschafts-
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Bundes (EGB) 1974 sollte das Gewicht gewerkschaftlicher Inter
essenvertretung auf EG-Ebene erhöhen), zeichnete sich die
Orientierung des linken Flügels der Arbeiterbewegung vor
allem dadurch aus, daß sie der nationalen Veränderung, damit
auch der nationalen Strategie, unbedingte Priorität einräum-
ten'̂ : das »programme commun« der Kommunisten und Sozia
listen in Frankreich (1972) ebenso wie die Perspektive auf die
»antimonopolistische Demokratie«, der »British Road to Socia-
lism« und schließlich auch die »eurokommunistische« Position
des PCI, dieals Bruch mitdem sowjetischen Modell, als Strate
gie des demokratischen Weges zum Sozialismus in Italien und
anderen entwickelten kapitalistischen Staaten konzipiert war.

Dieser Prozeß einer »Renationalisierung« erfaßte in den 70er
Jahren auch einen wichtigen Teilbereich des gewerkschaftlichen
Internationalismus. Die alten Gewerkschaftsinternationalen
(IBFG, WGB, EVA) und ihre »Internationalen Berufssekreta
riate« fungierten kaum als wirkungsvolle Instrumente, um den
Intemationalisierungsprozeß des Kapitals mit einer wirkungs
vollen gewerkschaftlichen Gegenmacht zu konfrontieren.
Gleichwohl hatte sich seit dem Ende der 60er Jahre eine neue
Form der transnationalen Kooperation zwischen Organen der
betrieblichen und gewerkschaftlichen Interessenvertretung in
Zweigbetrieben von internationalen Konzemen entwickelt. So
kam es zur Gründung einerReihe von »Weltkonzernausschüs
sen«, die sich mit Problemen der Investitionsstrategien der in
ternationalen Konzerne, der Gewerkschaftsrechte (zumal in
Ländern der III. Welt, in denen die Gewerkschaftsfreiheit un
terdrückt wurde), aber auch mitFragen dergewerkschaftlichen
Interessenvertretung - bis hin zum gemeinsamen Streik be
schäftigten. Solche Aktionen fanden z. B. 1968/69 in europäi
schen Werken des Ford-Konzerns und 1972 in deutschen und
niederländischen Betrieben des Akzo-Konzerns statt."

Dennoch wurde dieFloffnung, daßnunmehreine neueForm
internationaler, gewerkschaftlicher Gegenmacht im Entstehen
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begriffen sei, schnell enttäuscht. Schon 1977 konstatierten K. P.
Tudykaund T. Etty in einem Forschungsbericht über »Multina
tionale IConzerne und Interessenvertretung der Lohnabhängi
gen« dasScheitern dieser Initiativen: »Gegenwärtig sinddieGe
werkschaften weiter denn je davon entfernt, die Voraussetzun
gen für eine solche Basisstrategie gegen multinationale Kon
zerne zu schaffen . .. Diskrepanz zwischen Programm und
Wirklichkeit internationaler gewerkschafdicher Arbeit, ihre De-
terminienmg durch nationale Gewerkschaften und deren Ab
sonderung kennzeichnen das Feld gewerkschaftlicher Interes
senvertretung gegenüber multinationalen Konzernen«.'^

Die Gründe für den Mißerfolg solcher Initiativen waren un
terschiedlicher Natur. Auf der einen Seite erwies es sich als
schwierig bzw. als unmöglich, angesichts der national je ver
schiedenen Bedingungen der gewerkschaftlichen Interessenver
tretung (zu denen u. a. die Stärke und Kampfkraft der Gewerk
schaften, ihrepolitische Orientierung, aberauchdierechtlichen
und politischen Rahmenbedingungen für die Tarifpolitik, die -
Mitbestimmung sowie für den Arbeitsschutzund die Sozialpo
litik gehören) die Forderungen zu harmonisieren und schließ
lich praktisch zu koordinieren. Auf der anderen Seite war es
kein Zufall, daß die meisten dieser Ansätze unter dem Druck
der sozialen Wirkungender Weltwirtschaftskrise 1974/75 - hier
besonders unter dem Druck der weltweit ansteigenden Arbeits
losigkeit —wieder auseinanderbrachen. Gewerkschaften und
Betriebsräte wurden schnell zu Trägem eines »nationalen Pro
tektionismus«, indem sie ihre Macht- und Verhandlungspoten
tiale dazu einsetzten,die Interessenihrer Betriebsbelegschaften
(durch die Abwehr von Betriebsschließung oder von Massen-
enüassungen) zu vertreten - auch dann, wenn der relative Er
folg dieser Politik dazu führen mußte, daß Betriebe in anderen
Ländern geschlossen wurden.

Die Krise erzeugte so eine Konkurrenz zwischen nationalen
Belegschaften internationaler Konzerne, die notwendig eine
massive Entsolidarisiemng und- darin eingeschlossen - die Be
reitschaft zu sozialpartnerschaftlichem Anpassungsverhalten
und zu Zugeständnissen beinhaltete. Gerade diese Erfahmng
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machte aberdeutlich, daß diespontane- reingewerkschaftliche
—Reaktion von Lohnabhängigen und Gewerkschaften auf die
Intemationalisierung desKapitals selbstnoch alseineSchranke
für die Herausbildung eines neuen Internationalismus wirken
muß-is Der neueInternationalismus verlangt neben derHeraus
bildung gemeinsamer Interessen auch die Überwindung dieser
Spontaneität. Dazu bedarf es nicht nur politischer Erkenntnis,
sondern auch wirksamer Organisationsformen, die auf der in
ternationalen Ebene der naturwüchsigen Konkurrenz national
besonderer Fraktionen der Arbeiterklasse entgegenzuwirken
vermögen. Für die Gegenwart bilanziert O. Jacobi: »Gewerk-
schafdiche Polidk findet im nationalen Kontext statt; eine inter
national abgestimmte Praxis gewerkschaftlicher Interessenver
tretung besteht nicht. Weder programmatisch noch organisa-
donsstrukturell sind die Gewerkschaften für grenzüberschrei
tendeInteressenpolidk gerüstet; ihresupranationalen Verbände
sind kaum mehr als Anschriften.«'^

Mit den weltwirtschaftlichen Krisenprozessen der 70er Jahre
begann jenePeriode desUmbruchs, in der zugleich dieParame
ter der nationalen und internationalen Politik neu definiert wer
den. Im komplexen Geflecht der ökonomischen und politi
schen Strukturwandlungen unsererZeit wird als reale Tendenz
immer deudicher eine globale Interdependenz- und Verflech
tungsstruktur erkennbar. Sie verbindet nicht nur die ökonomi
sche Reorganisadon im intemadonalen Maßstab sowie die Be
wältigung der »wissenschaftlich-technischen Revolution«, son
dern auch die politischen Strategien, die auf die Veränderung
desWeltsystems reagierten und schließlich neueWiderspruchs
und Bedrohungspotentiale zu einem - höchst komplexen und
widersprüchlichen - Systemzusammenhang. Diese Globalisie
rungstendenz entfaltet sich wesentlich in drei Dimensionen:
—Der »Sachzwang Weltmarkt« materialisiert sich nicht allein
über die Wirkung von ökonomischen Gesetzmäßigkeiten, die
in letzter Instanz die Konkurrenzfähigkeit des Kapitals, inzwi-
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sehen aber auch die Entwicklungsbedingungen der sozialisti
schen Länder sowie der Länder der III. Welt bestimmen. Er
gibt zugleich das Muster für die Anpassungsstrategien derent
wickeltsten - international operierenden - Kapitale an den
»neuen Akkumulationstyp« vor, der seinerseits die Beherr
schung der »neuen Technologien« sowie die Orientierung der
Produktions-, Investitions- und Absatzstrategien dieser Kapi
tale auf den Weltmarkt erfordert (und dabei vielfältige Formen
der Kooperation, derVerschmelzung, derZentralisation dieser
Kapitale hervorbringt).

Die globalen Dimensionen der ökonomischen Verflechtung
kommen aber auch in der Verselbständigung der internationa
len Finanzmärkte, der weltweiten Interdependenzauf dem Ge
biet derWährungsparitäten (die nach wie vordurch die Rolle
des LfS-Dollar als Weltgeld beeinflußt werden) sowie in der
Notwendigkeit von Formen eines internationalen Krisenmana
gements (z. B. inBezug auf die Schuldenkrise der III. Welt und
- inzwischen - der USA) zum Ausdruck.'̂ Die Frage, ob schon
heute zu Recht vom »internationalen Kapitalismus« als einer
neuen Entwicklungsstufe des Weltkapitalismus gesprochen wer
den kann", soll hier nicht vertieft werden. Dennoch bilden
diese globalen Strukturen derVerflechtung undInterdependenz
den Bezugsrahmen für die Strategien der ökonomischen und
politischen Akteure (Unternehmungen, Nationalstaaten) —und
zwarnicht nur in den Metropolen desKapitals, sondernauchin
denanderen »Abteilungen« derWeltgesellschaft.
- Die weltwirtschaftlichen Veränderungen bilden zugleich die
materielle Basis für einentiefgreifenden Wandel der hegemonia-
len Strukturen der Weltpolitik. Die Nachkriegsordnung - mit
ihrer eindeutigen, bipolaren Struktur —geht definitiv ihrem
Ende entgegen." Innerhalb des westlichen Bündnissystems
vollzieht sich die Erosion der US-amerikanischen Hegemonie
im Rahmen einer Restrukturierung der ökonomischen und po
litisch-militärischen Machtverteilung zwischen den Fühnmgs-
mächten (zu denen- neben den USA - inzwischen vor allem
die BRD imdJapan gehören).

Sehrvieldramatischer hingegen verläuft der Prozeß der Auf-
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lösung der Nachkriegsordnung im System der sozialisuschen
Staaten Ost- und Mitteleuropas, da er zugleich aus einertiefen,
innenpolitischen Krise dieser Staaten resultiert. Die Sowjet
union - selbst in einer Existenzkrise befangen, die die Erfolgs
chancen einer sozialistischen Perestroika (Demokratisierung
plus ökonomisch-technische Modernisierung) unterminiert -
ist offenbarnicht mehr bereitbzw. in der Lage, ihreVormacht
stellung innerhalb des sozialistischen Staatensystems mit den
Mitteln militärischer Gewalt zu sichern.

Die Entwicklungin Polenund Ungarn hat längstde facto die
Zugehörigkeit dieser Länder zum »sozialistischen Lager« auf
gebrochenund wird in Zukunft noch stärker alsFermenteiner
Neubestimmung der politischen Landkarte Europas wirken
und dabei die Lage in denjenigen sozialistischen Nachbarlän
dern weiter destablisieren, die sich gegen den Verfall des alten
kommunistischen Systems abzuschotten versuchen (namentlich
die DDR und die CSSR). Schließlich befindetsich die III. Welt
in einem Prozeß der Differenzierung (z. B. zwischen den ost
asiatischen pazifischen »Schwellenländem« und den hochver
schuldeten Staaten Lateinamerikas), der das alte Schema vom
»Nord-Süd-Konflikt«, aberauch traditionelle Konzepte der so
zialökonomischen und politischen Emanzipation dieserLänder
weitgehend außer Kraft gesetzt hat.

Die globalen Dimensionen dieser Prozesse wirken nicht nur
vermittels der Verflechtung der Teilprozesse in den Gesamtzu
sammenhang der Veränderungen desWeltmarktes und der Welt
politik.Sieaktualisieren sichinsbesondere überdiesicherheitspo
litischen Implikationen, die sowohl die Beziehungen zwischen
den Großmächten(vgl. die Bedeutung der Abrüstungsfrage seit
den INF-Abkommen) alsauch die Entschärfungvon sog. Regio
nalkonflikten betreffen (z. B. in Afghanistan, in Mittelamerika,
im südlichenAfrika, im milderen Osten, in Kampuchea usw.).2<)
Gerade weil diehegemoniale Kapazität vonGroßmächten durch
dieVeränderungen ihrerökonomischen undmilitärischen Macht
position bestimmt wird '̂, vollzieht sich derÜbergang von derbi-
zur multipolaren Struktur der Weltpolidk in der Gegenwart im
Kontext globaler Verflechtung und Interdependenz.
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- Schließlich haben sich mit der Durchsetzung dieserTendenz
zur Globalisierung neue Widerspruchskomplexe und Risiko
potentiale herausgebildet, die grenz- und systemüberschreitend
wirken und daher die Massen- und formationsspezifischen De
terminanten nationaler und internationaler Konfliktformatio

nen zwar nicht außer Kraft setzen, aber doch in Bezugauf die
politische Bearbeitung und Lösung dieser Widersprüche einen
Zugang verlangen, der nicht von den Prämissen des internatio
nalen Klassenkampfes, sondern vom Bewußtsein der gemeinsa
men Verantwortung für die Rettung der Menschheit und des
Planeten ausgeht. Nicht nur die Gefahr der Selbstvemichtung
durch den atomaren Holocaust, sondern die fortschreitende
Zerstörung der Natur und der Umwelt (als Folge sowohl des
Wachstums der industriellen Zivilisation als auch des zuneh
menden Elends an der Peripherie) mit der Gefahr irreversibler,
ökologischer Schädigungen und nichtzuletzt dieKatastrophen
potentiale ziviler Technologien treiben die Spirale einer Ent-
wicMungsdynamik an, dieeineneuartige »Gefährdungsgemein
samkeit« erzeugtund reproduziert. Dadurch wird- wieUlrich
Beck in seiner Analyse der »Risikogesellschaft« hervorgehoben
hat —»dieMenschheit in der einheitlichenLagezivilisatorischer
Selbstgefährdungen zusammengezwungen«.^^ Die Logik der in
ternationalen Beziehungen,die mehr und mehr durch diese Ri
siken bestimmt wird, erfordert daher ein »neues Denken« und
eine neue Politik, die sich der Lösung globaler Probleme durch
kollektiveAnstrengungen aller Staaten zuwendet.^^

Die Dynaraisierung der westeuropäischen Integrationspolitik
in den 80er Jahren steht in einem engen Zusammenhang mit
den Globalisierungstendenzen. Siebildet gleichsam ein regiona
les Segment bzw. Zentrum in der äußerst komplexen Binnen
struktur der Globalisierung,die durch eineVielfaltvon nationa
len und regionalen, von formations- und Massenspezifisch be
stimmten Bedingungen,widersprüchlichenInteressen und Stra
tegien charakterisiert wird.
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- Der »große Sprung« zum »Binnenmarkt '92«, als ein »Dere
gulierungsvorgang größterOrdnung«^^, wirdvondenAnforde
rungen der Weltmarktkonkurrenz - insbesondere in den hoch
technologischen Schlüsselindustrien (Mikroelektronik, Tele
kommunikation, Gentechnologie, neueWerkstoffe) - vorange
trieben. Die Herstellung des europäischen Binnenmarktes soll
die Voraussetzungen dafür schaffen, daß sich gerade in diesen
Sektoren europäische Konzerne bilden, die der Konkurrenz der
führenden amerikanischen und japanischen Konzerne im kom
menden Jahrzehnt standzuhalten vermögen. Die zwischen den
EG-Staaten noch bestehenden Restriktionen des freien Waren-

und Kapitalverkehrs führen - so der Gecchini-Bericht- dazu,
»daß europäische Unternehmen in vielen Schlüsselbranchen
weder die notwendige Größe noch Spezialisierung erreichen,
die ihnen dieWettbewerbsfähigkeit auf demWeltmarkt sichern
würde«.25 Daherhaben»... europäische FirmenheuteimKräf
temessen mit japanischen und amerikanischen Konkurrenten
häufig das Nachsehen. Seit Anfang der 80erJahreschrumpft auf
dem Weltmarkt der Anteil von europäischen Gesellschaften in
vielen Branchen kontinuierlich. Deutlich ausgebaut haben die
überseeischen Anbieter ihren Vorsprung in hochtechnologi
schen Bereichen, wie die Elektro- und Elektronikbranchen, Bü
rotechnik und Datenverarbeitung«.^*
- In der »neuen Welt« - so der außenpolitische Berater des
französischen Präsidenten Regis Debray- gibt es »keine Alter
native zum industriellen Europa«. Die westeuropäischen Staa
ten und Regierungen werden »gemeinsam zu Vasallen, wenn es
nicht gelingt, unsere Industriepolitik und unsere technischen
Normen aufeinander abzustimmen, wennwir den europäischen
Markt nicht vereinheidichen und gemeinsam verteidigen.«
Aber, die wesentliche Schwäche Westeuropas besteht darin,
»daß die größte Handelsmacht der Welt... keine politische
Macht dar(stellt)«.22 Die Veränderungen in den hegemonialen
Strukturen der Weltpolidkwerden so als eine eigenständige De
terminante begriffen, die den »hilflosen Kontinent«^« vor die
Alternative stellt, entweder als »Protektorat der USA«, unter
beständigem Druck der Sowjetunion^', marginalisiert zu wer-
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den oder in den brodelnden Veränderungen der Weltpolitik seit
den 70er Jahren endlich zu einer »dritten Großmacht« aufzu
steigen, die ihre Wirtschaftsmacht mit einer eigenständigen
Außen- und Militärpolitik zu kombinieren vermag.^"

»Das neue europäische Bewußtsein ist das Bewußtsein der
kulturellen, energiewirtschaftlichen, ökonomischen, demogra
phischen, moralischen und, mehr als alles andere, politischen
und militärischen Schwäche eines Europa, das sowohl vom Ge
spenst des Exterminismus als auch des Totalismus verfolgt
wird«.^' Der Druck, der von den Globalisierungstendenzenauf
die Dynamikder Integrationspolitik ausgeht, manifesdert sich
demzufolge doppelt: einmals als Modernisierungsdruck, zum
anderen jedochalsDruck auf die politischen Akteure (zunächst
die Regierungen), einen gemeinsamen politischen Willen zu
entwickeln, der trotz der nach wie vor bestehenden Komplexi
tät von national unterschiedlichen ökonomischen, technologi
schen und sozialpolidschen Interessen ein eigenständiges Ge
wicht der Europäer in der Weltpolidk aufzubauen vermag.
Dabei sind es- in der zweiten Hälfte der 80erJahre - vor allem
die Krisen- und Reformprozesse in der Sowjetunion sowie in
anderen sozialistischen Ländern, die diesen Druck enorm ver
stärkt haben. Frangois Mitterand erklärt 1986 in Moskau: »Es
ist notwendig, daß Europa zum Handlungsträger seiner eigenen
Geschichte wird, um somit in vollem Umfang seiner Rolle als
Gleichgewichts- und Stabilitätsfaktor in internationalen Ange
legenheitengerecht werden zu können«. MichailGorbatschow
ergänzt: »Meine Überlegungen gingen in dieselbe Richtung«
- Auch die dritte Dimension, in die sich die Globalisierungs
tendenz entfaltet, wirkt (wenn auch höchst widersprüchlich)
auf die Dynamik der westeuropäischen Integration hin. Die
Globalisierung der ökologischen Problemlagen und ihrer Bear
beitungsstrategien ist evident. Gleichzeitig verschärfen sich in
Europa —als einem der großen, industriellen Ballungszentren
der Welt —speziEsche Belastungen der Natur, der Umwelt
sowie der Gesundheit, die ihrerseits lokale und nationale, aber
auch transnationale Bearbeitungsstrategien erfordern (z. B.
Rheinverseuchung, das Umkippen von Nord- und Ostsee, aber
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auch des Mittelmeeres, das Waldsterben sowie die Vergiftung
der Böden undderLuft). MitderVerabschiedung derEinheitli
chen Europäischen Akte (EEA) ist die Umweltpolitik als we
sentlicher Bestandteil der Gemeinschaftspolitik (Art. 130 s-t
EWG-Vertrag) definiert worden. Gleichwohl bleiben diebishe
rigen Resultate einer gemeinschaftlichen Umweltpolitik weit
hinter jenenAnforderungen zurück, die durch die Kumulation
der Belastungen gleichsam progressiv anwachsen und die Kata-
strophenerfahrrmg in diesen Bereichen zur mehr oder weniger
selbstverständlichen Alltagserfahrung werden läßt.''

Welche Bedeutung hat abernun dieGlobalisierungstendenz für
die begriffliche und vor allem auch praktische Unterscheidung
zwischen dem alten und dem neuen Internationalismus? Globa
lisierung bedeutetaufjedenFallnicht, daßsicheine»Weltgesell-
schaft« mit einheitlichen Produktionsverhälmissen, Sozialstruk
turen und politischen Institutionen herausgebildet hat und
dabei sich die »Menschheit« alsTräger der allgemeinmenschli
chen Werte bzw. derGattungsinteressen in »planerischen« Di
mensionen als reales, geschichtsmächtiges Subjekt konstituiert.
Die Weltwirtschaft und die Weltpolitik bilden nach wie vor
komplexe Systeme, deren Entwicklungsdynamik durch unter
schiedliche und gegensätzliche sozialökonomische Formatio
nen, durch eine hierarchische und imgleiche Stniktur der öko
nomischen Entwicklungund der Verteilung des Reichtums, ins
gesamt durch Verhältnisse der ungleichen ökonomischen und
politischen Machtverteilung geprägt wird.Sowirken in denver
schiedenen Funktionsräumen (Weltmarkt, Nation, Region) un
terschiedliche Logiken, die sich jeweils zu einem bestimmten
Artikulationsmuster verbinden und die ihrerseits die Hand-
limgsbedingungen und -anforderungen für die Akteure in die
sen Räumen (Untemelünungen, internationale Organisationen,
nationale Regierungen, politische Organisationen und soziale
Bewegungen)definieren'^.

Dieses Artikulationsmuster (gleichsam die Matrix des Ver-
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hältnisses der Strukturdeterminanten internationaler Politik)
zeichnet sich durch dominante bzw. hegemoniale Verknüpfun
gen zwischen Logiken aus, die die verschiedenen Funktions
räume beherrschen. Diese vermitteln ihrerseits Aufschluß über
die dynamischen Zentren bzw. die Krisenzentren, damit auch
über die strategischen Handlungspotentiale sowie über die glo
balen Kräfte- und Machtkonstellationen. Es sind mithin diese
Verknüpfungen, die nicht nur alsobjektive Handlungsdetermi
nanten wirken, sondern zugleich die politischen Akteure, die
jeweils in der Region, in der Nation sowie aufdem Felde der
internationalen Politik und Wirtschaft konkrete Interessen arti

kulieren, mit der Aufgabe konfrontieren, diese Interessen und
ihreRealisierung imKontext dieser globalen Prozesse zuverfol-
gen.

Mit der Durchsetzung der Globalisierungstendenzen verän
dert sich ein Artikulationsmuster der internationalen Politik,
dasdurch diebipolare Strukturder Nachkriegsordnung charak
terisiert war. Der Systemgegensatz der beiden Supermächte
USA und UdSSR durchdrang und verknüpfte die vielfältigen
Funktionslogiken, die nach 1945 u. a. die Rekonstruktion des
kapitalistischen Weltmarktes, den Aufbau des sozialistischen
Staatensystems oderauch dieantikolonialen bzw. antiimperiali
stischen Befreiungsbewegungen als eigenständige sozialökono
mische und politisch-ideologische Prozesse bestimmten. Von
der Kommunalpolitik, über regional begrenzte Streikauseinan
dersetzungen bis hin zur Funktionsweise der UNO läßt sich
die Determination dieser Prozesse durch die dominante, politi
sche Logik der Blockkonfrontation mit einer bipolaren, hege-
monialen Struktur rekonstruieren.

Die Globalisierungstendenzen der Gegenwart hingegen reali
sieren sich in einem komplexen System komplementärer und
konkurrierender Funktionslogiken. Der Übergang von der Bi-
zur Multipölarität vollzieht sich als ein Prozeß, in dem die
Handlungsanforderungen an die ökonomischen und politi
schen Subjekte zunächst durch die Strukturen der Interdepen-
denz bestimmt sind, die die Weltmarktkonkurrenz, die Bewälti
gung der wissenschafdich-technischen Revolution nach der
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ökonomischen Seite, die Reorganisation der hegemonialen
Strukturen derWeltpolitik nach der politischen Seite hindurch
dringen. Dierelevanten Akteure in diesem Prozeß sind kapitali
stische, international operierende Konzerne auf der einen, Re
gierungen von Nationalstaaten, die ihrerseits in verschiedene
Bündnissysteme integriert sind, auf der anderen Seite. Sie ver
folgen partikulare Interessen: Kapitalakkumulation und Profit
produktion unterden Wirkungsbedingungen des Wertgesetzes
aufdem Weltmarkt; politische Sicherung dernationalen Interes
sen im Hinblick auf den Modernisierungsdruck und dieVerän
derungen der weltpolitischen Kräfteverhältnisse (unter Ein
schluß der militär- undsicherheitspolitischen Interessen). Dar
aus entstehen notwendig Disproportionalitäten und Ungleich
gewichte der ökonomischen wie der politischen Machtvertei-
limg, die vorerst wiederum in der Macht von Nationalstaaten
erscheinen.

Die Globalisierungstendenz macht sich mithin nicht darin
geltend, daß sie dibse Dynamik derVerfolgung partikularer In
teressen außer Kraft setzt. Vielmehr wirkt sie vermittels der Re
produktion von Problemlagen und Widerspruchskomplexen,
die vor allem durch dieVerfolgung dieser partikulalren Interes
sen erzeugt werden. DieWirkungsbedingungen des Wertgeset
zes auf dem Weltmarkt üben Druck aus, der im Interesse der
führenden, westeuropäischen Kapitalgruppen die Herstellung
des »Biimenmarktes '92« als notwendig erscheinen läßt. Die
Veränderungen in denhegemonialen Strukturen derWeltpolitik
- namentlich die veränderte Rolle der USA sowie die tiefe Krise
des sozialistischen Staatensystems - erzwingen gleichsam ein
höheres Maßanaußen- undsicherheitspolitischer Übereinstim
mung zwischen den Regierungen der Mitgliedstaaten der EG.
Die Übereinstimmung solcher Interessenlagen, die den neuen
Integrationsschub für die EG wesentlich bestimmt,hebt jedoch
keineswegs die besonderen Interessen der Nationalstaaten
sowie die Ungleichmäßigkeit ihrer ökonomischen und politi
schen Entwicklung, damit auch derungleichen Machtverteilung
zwischen ihnen auf. Der neue ökonomische Integrationsschub
wirddaher voneiner weitreichenden Anerkennung derÜberle-
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genheit, jaderführenden Rolle des bundesdeutschen Kapitalis
mus in Europa und aufdem Weltmarkt begleitet. Zugleich hat
die Einsicht in die begrenzte Reichweite der nationalen wirt-
schafts-, finanz- und währungspolitischen Instrumentarien
nicht dazu geführt, die Nationalstaaten durch die Schaffung ef
fektiver, supranationaler politischer Institutionen gleichsam zu
entmachten bzw. eine.qualitativ neue Stufe des Machttransfers
vom Nationalstaat auf internationale Organisationen zu errei
chen. MitderEEAist lediglich das Verhältnis vonnationalstaat
licher Souveränität und gemeinschaftlichen Interessen, die auf
der Ebene der EG einen neuen und zusätzlichen Regulierungs
bedarfanerkennen, im Sinne einerneuenKomplementaritätsbe-
ziehung definiertworden.

10.

Im Prozeß der Dynamisierung der westeuropäischen Integra
tion dominieren also zunächst funktionale Handlungsimpera
tive, die durch die Globalisierungstendenzen bestimmt werden.
Diese heben jedoch keineswegs die praktische Bearbeitung die
ser Imperative durch diebestehenden politischen Institutionen
(hier: die Nationalstaaten als die bestimmenden Handelssub
jekte) auf. Das heißt: die Politik der nationalen Regierungen,
die sich ihrerseits im Kräftefeld der innenpolitischen Macht
konstellationen undder hegemonialen Verhätnisse derinterna
tionalen Politikbewegt, nimmtdiese Imperative auf und »über
setzt« sie in Strategien der Innenpolitik (Modernisierung, Dere
gulierung, Umweltpolitik) und der Außenpolitik (z. B. durch
die Unterstützung des Binnenmarktprojektes sowie gemeinsa
men außenpolitischen Positionen der EG-Staaten gegenüber
den USAund Japan bzw. im Ost-West-Konflikt, gegenüber der
III. Welt usw.) - entsprechend den besonderen nationalen Inter
essen und Handlungsbedingungen. Dabeientstehen unvermeid
lich Interessendivergenzen zwischen den EG-Staaten, die müh
sam in Übereinstimmung bzw. zu einem Kompromiß gebracht
werden müssen. In diesemSinnejedochdefiniert die Globalisie
rungstendenz zunächst die Zwecke und Ziele der Akteure;aber
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sie transformiert nicht die institutionellen Formen, in denen
sich deren Realisierung vollzieht.

Zugleich entfaltet sich- wie gezeigt wurde- dieTendenz im
Zusammenhang von Widerspruchskomplexen, die einen neuen
tmd zusätzlichen Handlungsbedarf erzeugen. Dabei handeltes
sich wesentlich um Problemlagen, deren Konstitution und Be
arbeitung die Reichweite nationalstaadicher Regulierungsin
strumente transzendiert:

- dieGefahren, dievonderweltweiten Hochrüstung sowie von
den »Konfliktregionen« der Weltpolitik ausgehen;
- die progressiven Schädigungen der Natur, der Umwelt und
des Klimas;
- schließlich diePolarisierung von Armutund Reichtum in der
»Weltgesellschaft«, die nicht nur im Verhältnis zwischen den
Metropolen des Kapitals und der Ill.-Welt-Peripherie wirkt,
sondern die auch die inneren sozialen Verhältnisse in den Me
tropolenselbst(»Zweidrittelgesellschaft«) und diesozialökono
mischeVerarmung in den meisten sozialisdschen Ländern aus
zeichnet.

Die Überwindung dieser Risiken und Gefahren erfordert
nicht allein neueFormen der internationalen Kooperation (und
damit neueFormen derVerbindung vonnationaler und interna
tionaler Politik). Zugleich kanU diese nur entwickelt werden,
wenndiepartikularen Interessen, diedie Epoche der bipolaren
Konfrontation auszeichneten, inFrage gestellt bzw. modifiziert
werden.^5 Damit ist zugleich der Handlungsrahmen skizziert,
in demsichder neue Internationalismus bewegt. Seine Subjekte
sind freilich nicht nur Regierungen von Nationalstaaten bzw.
internationale Organisationen, sondern soziale und politische
Bewegimgen, die gegen die herrschende Entwicklungslogik die
innere Widerspruchstendenz der Globalisierung sowie die ob
jektive Möglichkeit ihrer Aufhebung artikulieren.

11.

Der »Binnenmarkt '92« sowie die weiterreichenden Pläne, in
den 90erJahren endlichdie »Europäische Union« zu verwirkli-
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chen, sind kerne Projekte der Linken.'® Insofern ignorieren
bzw. verschleiern z. B. Appelle des Präsidenten der EG-Kom-
misson, Jacques Delors,(er ist Mitglied der Sozialistischen Par
tei) an die Linke, sie möge die historische Chance einer Partizi
pation an dieser »stillen Revolution« nicht verpassen, die tat
sächliche hegemoniale Struktur des neuenIntegrationsschubes.
Auch das Bemühen sowjetischerWissenschaftler, nach der Ver
dammung der EWG in den 50er, dann nach der Anerkennung
des »objektiven« Charakters der Integrationin den 60erJahren,
nunmehr eine prinzipielle »progressive Tendenz« in der euro
päischen Integration in den Vordergrund zu rücken'^ perpetu-
iert tendenziell jene Funktionalisierung von Wissenschaft für
dieZwecke derAußenpolitik (nunmehr freilich mit»umgedreh
ten« Inhalten), die in der Vergangenheit für die Stagnation der
Gesellschaftswissenschaften in der Sowjetunion und in anderen
sozialistischen Ländern verantwortlich war.

Die maßgebenden Subjekte dieses Projektessind die transna
tionaloperierenden Konzerne sowie Regierungen, dieeinerseits
die neoliberale Modernisierung nutzen, andererseits das politi
sche GewichtWesteuropas in der weltpolitischen Arena erhö
hen wollen. Die hegemoniale Struktur des Projektes wird frei
lich nicht allein durch die vorherrschende Ideologie des Neoli
beralismus charakterisiert. Vielmehr zeichnet sich diese zudem
durch die eindeutig hegemoniale Position der Bundesrepublik
in der EG aus. Der französische Premierminister Michel Ro-

card gesteht diesen Sachverhalt unumwunden ein: »Europa zu
schaffen, heißt... anzuerkennen, daß Deutschland die domi
nierende wirtschaftliche Macht in Europa ist. Das muß man
wissen.«'® Die EG-Politik der Bundesrepublik zielt darauf ab,
»der ökonomischen Macht auch noch politische und militäri
sche Macht als Teil eines >Dritten Blocks<, einer >Supermacht
Europas< hinzuzugesellen.«"

Diese hegemoniale Struktur der Europa-Politik reflektiert
zugleich dieVeränderungen in den politischen Kräfteverhältnis
sen, die sich in den meistenLändernWesteuropas seit Mitte der
70er Jahre zu Ungunsten der politischen und gewerkschaftli
chen Linken vollzogen haben. Der Neokonservatismus,der die
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krisenhafte Auflösung des »fordistischen« Regulationsmodells
politischund ideologisch forcierte, hat insbesondere die soziali
stische und kommunistische Arbeiterbewegung in die Defen
sive getrieben. DieseSchwäche würde allerdings nochverstärkt,
wenn sich die Linke im nationalen Rahmen darauf beschränken
würde, jeneTriebkräfte, dieimRahmen der Globalisierungsten
denzendie westeuropäische Integration dynamisieren, zu igno
rieren bzw. propagandistisch zu entlarven und sich strategisch
auf die Verteidigung letzter »Bastionen«, über die sie in ihren
Ländernimmernoch verfügt, zurückzuziehen.

Es ist geradedieseErfahrung- zusammen mit der Erfahrung
der Krisen des alten, proleurarischen Internationalismus -, die
zunehmend eine neue Erkenntnis befördert: daß nämlich die
westeuropäische Linke- ausgehend von den besonderen, natio
nalenHandlungsbedingungen - diese Schwäche nur dann über
winden kann, wenn es ihr gelingt, sich auch international zu
einer geistigen und politischen Kraft zu formieren, die Hand
lungssubjekt für eine progressive Veränderung der derzeitigen
hegemonialen Struktur der Europa-Politik sein könnte. Es gilt
dabei auch die Chwce für eine neue Politik zu nutzen, die durch
die innere Widerspruchsstruktur der Globalisierungstendenzen
nicht nur möglich, sondern auch - in bezug auf die globalen
Risiko- und Katastrophenpotentiale- drängend gefordert ist.

Dieser notwendige Lernprozeß, der zweifellos von einer
nüchternen Bilanzierung der derzeitigen Schwäche der Linken
sowie des enormen Rückstandes bei der Entwicklung effektiver,
internationaler Kooperation und Koordination auszugehen
hätte^o, kann freilich beschleunigt werden - und zwar nicht al
lein aufgrund des Problemdrucks, der eine strategische Neu
orientierung erzwingt, sondern vor allem aufgrund der sich ku
mulierenden Indikatoren für die Grenzen, an die in vielen Län
dern Westeuropas offenbar die neokonservative Politik der De
regulierung in bezug auf die Mobilisierungvon öffentlicher Le
gitimationund damit auch auf die Gewinnungvon Mehrheiten
beiWahlen geratenist. Im Jahre 1989 gibt es nicht »eineinziges
Land in Westeuropa, wo die wichtigen politischen Nachkriegs
formationen der Bourgoisie mit Zuversicht auf die nächsten
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Wahlen blicken können.«'*' DieChance einer Überwindung der
neokonservativen Hegemonie, deren Legitimation sich an den
Widersprüchen im Bereich der Beschäftigimgsentwicklung, der
Armutprobleme, der Demontage des Sozialstaates, der Zuspit
zung der ökologischen Krisenprozesse usw. bricht, zwingt
daher zugleich die Linke, Alternativen zum Europa der Kon
zerne,der Deregulierung und der neuen- von derBRDgepräg
ten - Großmachtpolitikauszuarbeiten und zu vertreten.

12.

In den letzten Jahren hat sich eine neue »Europa-Euphorie«
eines Teils jener Intellektueller bemächtigt, die (namentlich in
Frankreich)'Seit den späten70erJahrendenAbschied vonihren
sozialistischen Idealen nahmen und sich auf die Suche nach
neuen Identitäten begaben. Die Enttäuschung über die Arbei
terbewegung und den Sozialismus verbindet sich hier mit der
Wahrnehmung einer tiefen Krise Europas, die aus politischer
Schwäche (»Vasallen«-Status gegenüber den USA) und Ohn
macht (in bezug auf die Konfliktregionen in der Dritten Welt),
aus totalitärer Bedrohung (durch die, allerdingsim Niedergang
befindliche, daher um so gefährlichere Supermacht UdSSR),
kulturellem Verfall (als Folge der Amerikanisierung) und man
gelnder wirtschafdicher und politischer Einsicht resultiert.

Der ehemalige Revolutionstheoretiker und Guerilla-Kämp
fer Regis Debray plädiertin diesem Sinne für ein »neues euro
päisches Selbstbewußtsein«, denn »Europa kann sich (nicht)
damit zufriedengeben, ein Protektorat der USA zu sein«.*^
Daher polemisiert er gegenden Pazifismusder-vor allem west
deutschen - Friedensbewegung und setzt sich dafür ein, daß die
EG nicht nur industriell, sondern auch - und an diesem Punkt
verläßt er die Integrationsperspektive, um die nationalen Inter
essen Frankreich angemessen zu wahren —durch die außen-
und militärpolitische Kooperation - vor allem zwischen Bonn
und Paris - weiterzuentwickeln. »Die dritte Großmacht der
Welt hat es nicht nötig, in der militärischen Rangordnung ein
Abklatsch der beiden ersten zu sein.«'*^
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Auch Edgar Morin, französischer Philosoph und Soziologe,
der zunächst bekennt, daß er sich vom Anti- und Pro-Euro
päer, vom Saulus zum Paulus gewandelt habe, beschwört die
europäische Schicksalsgemeinschaft und leitetdaraus die »Auf
gabe der Intellektuellen« ab, »dem neuen europäischen Be
wußtsein des gemeinsamen Schicksals und der Identität Aus
druck zu verleihen.«^ Angesichts der tiefen Krise und Schwä
che Europas müsse sich das neue europäische Bewußtsein als
»Wahrer eines einzigartigen Erbes von universalem Wert« be
greifen/^ Dieses Erbe heißt: Pluralität, Konfliktualität und
Komplexität, kurzum: Demokratie.''' Die Chancen für eine
neue Identädt stünden nicht einmal schlecht; denn die westeu
ropäischen Länder hätten bereits »eine Art sympathisches Ner
vensystem« aufgebaut, »um ihre ersten organischen Ausbaupro
zessezu regeln«. Jetzt komme es vor allem darauf an, »einGe
hirn« dieser komplexen Verflechtungs- und Interdependenz-
strukturen zu bilden.^' Auch Peter Glotz vermittelt in seinem

»Manifest für eine europäische Linke« dem »hilflosen Konti
nent«eineähnliche Botschaft: »Europa rinnt aus.Entweder wir
fordern eine neue, die alten Lager und die nationalen Grenzen
überspringende, historisch operierende europäische Führungs
schicht, oder wir enden im Ekel vor der Selbsterhaltung, sensi
bel und demoralisiert, bestenfalls in der satirischen Resi
stance«.'"

Debray unternimmt den Versuch (als Beratereines sozialisti
schen Staatspräsidenten), »realpolitisch« den Widerspruch zwi
schen der relativen ökonomischen Schwäche Frankreichs und
seinerpolitisch-militärischen Rolle alsAtommacht und als ehe
malige Kolonialmacht (Frankreich ist »zurZeitdieeinzige mitt
lere Großmacht mit 'weltweiter Kapazität«") aufzulösen.'"
Morin hingegen konzentriert sichaufdieschonvonDebrayam
Rande aufgeworfene Frage, ob die Europäische Gemeinschaft
»einen kohärenten Raum für eine neue Zivilisation hervorbrin
gen kann«." Auch er geht von der Globalisierung aus. Im
»planetarischen Zeitalter« bildet die Menschheit eine »unteil
bare geo-ökologische Einheit«, eine »Schicksalsgemein
schaft«.Europa ist längst nicht mehr der Mittelpunkt, son-
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dem eine Randprovinz derWelt. Im»Strudel« der europäischen
Geschichte haben sich »wie wahnsinnig die Mächte der
Herrschsucht, der Zerstörung und des Todes entfesselt«.*' In
dem Maße freilich, wie diese Mächte im 20.Jahrhundert die
Krisen Europas heraufbeschworen haben, »die Vollkommen
heit, die Ewigkeit und das Absolute — endgültig Schiffbruch
erlitten haben«*^, könne dieeuropäische Identität aufdieTradi
tionen des Humanismus, der Vernunft und der Naturwissen
schaften aufbauen, »die von den eurozentrischen Verzerrungen
niemals erstickt werden konnten.«**

Das entscheidende Merkmal der geschichdichen und kultu
rellen Identität Europas sei daher seine »Dialogik«: »das befrei
ende Aufeinandertreffen von Unterschieden, Antagonismen,
Konkurrenzen und Komplementaritäten«.** Die politische
Form dieser Dialogik sei die Demokratie, deren Spielregeln ab
solute Wahrheiten ausschlössen und die - nachdemder Mythos
des Sozialismus sich in die Realität der totahtären Bedrohung
verwandelt habe - zum Formprinzip der polirisch-kulturellen
Identität Europas am Ende des 20. Jahrhunderts geworden sei.
Nietzsches Nihilismus gerät so zur lebendigen Botschaft: der
»Endpunkt derverzweifelten Suche nach derabsoluten Gewiß
heit«*' eröffne die Chance, »daß der Mensch murig die Angst
der menschlichen Existenz auf sich nimmt«.**

Der neue Europa-Idealismus, der sich hier artikuliert, liegt
nicht nur ganz im Trend des postmodemen Spät-Nietzeanis-
mus*' sowie der Wiederentdeckimg der Totalitarismustheorie
durch französische Intellektuelle, die ihre eigene Biographie zu
bewältigen haben. Dabei produziert dieser Enthusiasmus frei
lich bemerkenswerte Formen der Realitätsblindheit. Auf der
einen Seite blockiert die Fixierung auf den Totalitarismus des
Ostens die Wahrnehmung der Reform- und Transformations-
prozesse inMittel- und Osteuropa sowie ihrer polirischen Rele
vanz für die europäische Entwicklung. Auf der anderen Seite
teilt diese Programmschrift nicht nur Nietzsches Dekadenzer
fahrung (die Schwäche Europas), sondern auch seine Verach
tung für die Soziologie*" bzw. für die modernen Sozialwissen-
schidten. Mit anderen Worten: das neue Europabewußtsein ab-
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strahiert nahezuvollständig von den ökonomischen und sozia
len Prozessen und Widersprüchen, die nun einmal die zentrale
Achse der Integration sowie der gesellschaftlichen Auseinander-
setztmgen um den »Binnenmarkt '92« bilden.

Gleichwohl korrespondiert diesem Appell an die Intellektu
ellen, »dem neuen europäischen Bewußtsein ... Ausdruck zu
verleihen«, eine soziale Realität. Die Lebensweise der Eliten in
den westlichen Metropolen ist längst »internationalistisch« ge
worden.Für die Manager und dieSpezialisten der internationa
len Konzerne, für Künstler*' und Wissenschaftler, für Angehö
rige der politischen Klasse und die Medienexperten ist es ganz
selbstverständlich geworden, daß die Flughäfen, die internatio
nalen Hotels, die Konferenzsäle der ganzen Welt gleichsam zu
ihrer »zweiten Heimat« geworden sind,daßsiepermanent über
die Grenzen hinweg - in mehreren Sprachen, verminelt durch
die modernsten Kommunikationstechnologien - miteinander
kommunizieren. Für diese Eliten ist der alte Nationalismus/

Chauvinismus (dessen Wortführer ja die »organischen Intellek
tuellen« der herrschenden Klassen waren) durch und durch ana
chronistisch geworden, weil er auchalsSchranke für dieAnpas
sung des modernisierten »internationalen Kapitalismus« (auch
im Bereichder Kulturindustrien) an die Globalisierungstenden
zen - und darin eingeschlossen: die Reorganisation des Welt
marktes und der Weltpolitik, die eine europäische Identität er
heischt- wirkt. In ihrer Mehrheitdürften diese Gruppendaher
kaum zum Bündnispartner jener rechtspopulistischen Gegen
bewegungen der »Eurorechten« (von Le Pen bis Schönhuber)
werden, deren Chauvinismus sich aus Fremdenhaß nährt und
deren jüngste Erfolge zugleich die Abwehrängste »dervom so
zialen Abstieg bedrohten Schichten gegen dieinternationale Ar
beitsteilung« artikulieren.*^

D.

Auch Jürgen Habermas hat in seinem »philosophischen Dis
kurs der Moderne« den »Traum« von einer »ganzanderen euro
päischen Identität« als ein mögliches Design charakerisiert,das
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- indem es das Erbe sowohl des »okzidentalen Rationalismus«
als auch des aus der französischen Revolution von 1789 hervor

gegangenen demokratischen Verfassungs- und Nationalstaates
in sich aufnimmt - alsAlternativezum neokonservativen Regu
lationsmodell der USA sowie zum ökonomistisch reduzierten

Projekt eines gemeinsamen europäischen Marktes politische
Wirkung entfaltenkönnte. Habermas fordert den »Mut zur Vi
sion«, ohne diese programmatisch zu detaillieren. Gleichwohl
zielt diese Vision auf eine fundamentale Infragestellung der
herrschenden Vergesellschaftungslogiken: »Zu einer neuen
Identität wird das alte Europa nur dann finden, wenn es diesem
Kurzschluß aus Wirtschaftswachstum, Rüstungswetdauf und
>alten Werten< die Vision eines Ausbruchs aus den selhstverhäng-
ten systematischen Zwängenentgegensetzt, wennesder Konfu
sion ein Ende setzt, als könne der in rationalisierten Lehenswel
ten gespeichene normative Gehalt der Moderne einzig in
immerkomplexer werdenden Systemen entbunden werden.«"

Habermas bezieht diese Konzeptiondes Bruchs mit den Im
perativen der kapitalistischen Wachstumsdynamik und der Ex
pansion des »monetär-bürokratischen Komplexes« nicht auf
eine - im traditionellen Sinne - revolutionäre Handlungsper
spektive. Auch die neuen sozialen Bewegungen, in denen sich
Widerstand gegen Übergriffe des Systems in dieLebenswelten
formiert hat, agieren überwiegend defensiv und können - auch
aufgrund ihrer relativ schmalen sozialen Basis in den Mittel
schichten- nicht als Subjekteeiner Umwälzung der politischen
und gesellschafdichen Machtverhältnisse angesprochen werden.
Vordiesem Hintergrund gewinntfreilich die Programmatikder
»Eurolinken« an Bedeumng, die sich in der Kooperation zwi
schen sozialistischen/sozialdemokratischen Parteien und der

italienischen KP entwickelt hat - und die durch das »neuepoli
tische Denken« in der Sowjetunion, dabei über die Korrektur
von kritischen Positionen gegenüber dem PCI und der SPD
eine beträchtliche Aufwertung erfahren hat." Obwohl es bei
den Partnern der Eurolinken unterschiedliche Akzentuienmgen
gibt, die auch die nationalen Besonderheiten reflektieren, be
steht ein Grundkonsens, der z. B. auch in der Kooperation
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ihrer Europa-Parlamentarier zum Ausdruck kommt. Dieser
beinhaltet zum einen die Unterstützung der wirtschaftlichen
und politischen Einigung Europas. DieEEAsowie dasProjekt
des »Biimenmarktes '92« werden daher begrüßt. Zum anderen
setzt sich die Eurolinkefür eineDynantisierung der politischen
Integration sowie für eine Demokratisierung der Institutionen
der EG ein. Andrea Occhetto, der neue Vorsitzende des PCI,
plädiert in diesem Sinne für eine Erweiterung der Rechte des
europäischen Parlaments: »Es muß eine demokratische Regie
rung des Prozesses der Integration geben, um den Problemen
zubegegnen, die inder Perspektive einer Konvergenz zwischen
denÖkonomien undderOberwindung ... der regionalen Un
gleichgewichte enthalten sind.«^

Die Politik des »starken Reformismus«, die hier auf die
Ebene der EG projiziert wird, konvergiert zudem in der Aner
kennimg einer kapitalistischen Modernisierung, die durch die
Weltmarktkonkurrenz erzwungen wird. Peter Glotz stellt der
europäischen Linken die folgende »Leitfrage«: »Kann sie den
keineswegs an sein Ende gekommenen Kapitalismus auf ein
neues Leitbild der Investitionen, eine Strategie des qualitativen
Wachstums, eineökologische Buchhaltung verpflichten?«" Die
»soziale Demokratie« soll als »europäische Idee« einen neuen
historischen Block zusammenführen, der gegen die von den
Neokonservativen betriebene »Amerikanisierung« Europas die
Vielfalt des europäischen kulturellen Erbes veneidigt, den So
zialstaatin seinerFunktion behauptet,das relative Kräftegleich
gewicht der Klassen auszubalancieren und dabei den sozialen
Frieden zu gewährleisten sucht sowiefür die Gleichheitder Ge
schlechter eintritt. Darüber hinaus unterstützt die Eurolinke

eine weltweite Politik der Rüstungskontrolle und Abrüstung
und setzt sich für eine »neue Partnerschaft zwischen Ost- und
Westeuropa« ein.

Ob dieser »Euroreformismus« wirklich stark wird, muß zum
gegenwärtigen Zeitpunkt eine offene Frage bleiben. Seine Ira-
ger sind starke sozialdemokratische/sozialistische Parteien

•sowie der PCI und ein großer Block der europäischen Gewerk
schaften, die nach den Niederlagen und Rückschlägen seit den
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späten 70erJahren inzwischen wiederum ineine Phase derKon-,
solidierung eingetreten sind, die ihrerseits in den Prozeß der
Erosion der neokonservativen Hegemonie verflochten ist.
Deren Überwindung ist mittelfristig - vor allem auch im Hin
blick auf die Reorganisation der Beziehungen zwischen Ost-
und Westeuropa - nur über einen relevanten Einfluß jenerpoli
tischen Kräfte vorstellbar, die sich der Eurolinken ztirechnen.
Dennoch ist es diesen Kräften bislang noch nicht gelungen,
überdie Kommunikation vonFührungsgruppen nationaler Or
ganisationen hinaus eine praktisch wirksame, transnationale
Handlungsperspektive zu entwickeln.*'

Diese institutionelle Fixierung, die immer noch die notwen
dige Koordination von sozialen Bewegungen und Kämpfen in
der EG blockiert, wird freilich durch einen Widerspruch er
gänzt, der in die Programmatik der Eurolinken eingeschrieben
ist. Die Anerkennung der Modernisienmg des Kapitalismus
undderSachzwänge derWeltmarktkonkurrenz, diegleichzeitig
- wie bei Peter Glotz - den Schwanengesang auf die Konzepte
der »alten Linken« (Sozialisierung, nationaler Keynesianismus)
sowie auf den defensiven Charakter der neuen sozialen Bewe
gungen anstimmt**, gerät unvermeidlich auf die Bahnen einer
Logik, dieselbst nochdieBedingungen fürdiesoziale undöko
logische Flankierung dieses Modemisierungsprozesses im
Sinne der sozialen Demokratie untergräbt. Geradedie Moder
nisierungspolitik, die von regierenden eurosozialistischen Par
teien in Frankreich oder inSpanien verfolgt wird,exemplifiziert
diese ^derspruchskonstellation, die ihrerseits in der wachsen-'
den Subaltemität dieser Länder vom internationalen - vor allem
vom westdeutschen - Kapital, andererseits in der Zusammen-^
ballung sozialer Modemisierungsrisiken (Massenarbeitslosig
keit, Armut, regionale Disproportionen usw.) in diesen Län
dern erscheint. Daß gerade die Gewerkschaften dieser Länder
sich gezwungen sehen, gegen dieWirtschafts- undSozialpolitik
zu mobilisieren**, illustriert daher zugleich die Spaltungspoten
tiale innerhalb des reformistischen Blocks, die mit der Anpas
sung an die angeblichen Sachzwänge der kapitalistischen Mo
demisierung und Intemationalisieiungaufbrechen. Wenn abei
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die soziale Demokratie als europäisches Gestaltungsprinzip
eine Zukunft haben soll, dann kann sie nicht in der Konfronta
tion zwischen sozialistischen Regierungen und Gewerkschaften
verwirklicht werden. Die Eurolinke wird daher - auch unter
dem Druck von gewerkschaftlichen Kämpfen, die in den mei
sten europäischen Ländern seit 1988 wieder zugenommen
haben—mit der Aufgabe konfrontiert, dieFragenachden wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischen Alternativen zur kapitali
stischen Modemisierungsstrategie - auch auf der europäischen
Ebene- ins Zentrum ihrer programmatischen und strategischen
Überlegungen zu rücken.^"

14.

Die Frage nach den Möglichkeiten und Perspektiven der trans
nationalen Vernetzung solcher Strategien kann freilich nicht al
lein auf der Ebene der politisch-institutionellen Struktur der
EG sowieder Kooperation von politischen und gewerkschaftli
chen Organisationen beantwortet werden. Diese kann gewiß
durch die Wahrnehmung jener Position der Schwäche bzw. der
Ohnmacht gegenüber dem international agierenden Kapital an
gestoßen werden, in der sichOrganisationen der Arbeiterbewe
gung und andere soziale Bewegungen widerfinden, sobald sie.
sich in regionalen oder nationalen Wirkungsfeldem einkapseln.
Gleichwohl kann dieser neue Intemationalismtis nur unter der

Voraussetzung wirksamwerden, daß sich in Europa - neben der
wirtschaftlichen und politischen Integration- aucheinVorgang
der sozialen und kulturellen Integration vollzieht, ab dessen
Resultat regionale und nationale Besonderheiten wenn nicht
aufgehoben, so doch abgeschliffen werden, wobei sichArbeits
und Lebensbedingungen der lohnabhängigen Massen, d. h.
dann auch deren Lebensstile und Interessen weitgehend einan
der angleichen.

Die Geschichte und Struktur dieser grenzüberschreitenden
Vergesellschaftunsprozesse ist bislang kaumerforscht- obwohl
doch die Vermutung naheliegt, daß »derwachsende Austausch
von sozialen Leitbildern und Ideen, von Lebens- und Konsum-
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Stilen zwischen europäischen Ländern wichtige Anstöße zur
europäischen Integration« geben, die u. a. im Abbau von tradi
tionellen, nationalistischen Feindbildern bzw. ineiner überwie
gend positiven Einstellung zur europäischen Einigung zum
Ausdruck kommen." Kaelble hat in einer Pionierstudiesolche
Langzeitwirkungen analysiert. Dabei gelingt ihm der Nach-'
weis, daß es im 20. Jahrhundert nicht nur - im Vergleich mit
Nordamerika, Japan und der Sowjetunion - »Besonderheiten«
der europäischen Gesellschaften gibt (hier hebt er u. a. den
»Vorsprung des europäischen Wohlfahrtstaates« und dabei die
politische Rolle der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung
hervor), sondern daß sich diese Gesellschaften bis indie Gegen
wart - in bezug auf die wirtschaftlichen Strukturen, die Be
schäftigungssysteme, Bildung, Familienstrukturen und auch die
Ausgestaltung des Sozialstaates - immer ähnlicher geworden
sind. Lediglich bei der Regulierung der Arbeitskonflikte, den
Streiktypen sowie bei den Gewerkschaften stellt er eine mar
kante Resistenz gegen Angleichungstendenzen fest. »Gewerk
schaften hängen weit stärker von den Besonderheiten der politi
schen Kultur einzelner europäischer Länder ab, als die anderen
Bereiche der Sozialgeschichte Westeuropas, die wir untersucht
haben.«"

Diese Tendenz zurAngleichung der Arbeits- und Lebensbe
dingungen (der eine Tendenz zur Angleichung der Klassen
strukturen entspricht") wird nicht durch die EG erzeugt, son
dern wesentlich durch einen»Modernisierungsprozeß«, derauf
den beiden Hauptelementen - kapitalistische Industrialisierung
und staatliche Regulierung —beruht. Kaelble weist nach, daß in
den50er und60er Jahren einmächtiger Schub derAngleichung
bzw. des »Abbobelns« von Unterschieden erfolgte. In diesen
Prozessen setzt sich mithin das »fordistische« Akkumulations
und Regulationsmodell inden Kemländem Westeuropas durch
(Taylorisierung der Arbeit, Keynesianismus, Massenproduk
tion dauerhafter Konsumgüter)." DieRandregionen Westeuro
pas bleiben dabei zurück und geraten ineinen Zustand der peri-
pheren Subalternität, der auch durch die forcierte, nachholende
Modernisierung inden 80er Jahren (z. B. inSpanien) nicht auf-
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gehoben wird. Mit der Krise des Fordismus seit der Mitte der
70er Jahreverallgemeinem sich jedoch zugleich dieProblemla
gen und Widerspruchserfahrungen, die durch die wirtschaftli
chen Krisenprozesse, den neuen Akkumulationstyp sowie,
durch die neokonservative/neoliberale Politik erzeugt werden.
Die wichtigsten dieserneuenTrends- auf dem Gebietder Wirt
schafts- und Gesellschaftspolitik —sind: 1. die Dezentralisie
rungundFlexibilisierung derProduktion; 2.dieSegmentierung
der Arbeitsmärkte mit einem hohen Niveau der strukturellen
Arbeitslosigkeit; 3. Privatisierung/Deregulierung; 4. Abbau so
zialstaatlicher Leistungen." Im Projekt»Binnenmarkt *92« wer
den diese Strategien gleichsam zur EG-Norm hypostasiert.

Die Linke sieht sich in allen entwickelten kapitalistischen
Ländern mit der Aufgabe konfrontiert, programmatisch und
strategisch Alternativen zur herrschenden Logik der Akkumu
lation, Produktivkraftentwicklung und Vergesellschaftung zu
vertreten und dabei als Teil eines Blockes progressiver politi
scher,sozialer und kultureller Kräftezu wirken, die alsnächstes
Ziel die Überwindung der neokonservativen Hegemonie anstre
ben. Solche Alternativen beziehen sich
—auf die neue Dimension der Intemadonalisierung von Ri
siko- und Widerspruchskomplexen, die insbesondere auf den
Gebieten der Abrüstung und Friedenssichemng, derWeltwirt
schaftsordnimg (von den Beziehungen zu den Ländem der III.
Welt bis hin zum europäischen Binnenmarkt) einen neuen In
ternationalismus erfordern;
- auf eine Neubestimmung des Wachstumsmodells entwickel
ter Industriegesellschaften, die einerseits aufdie stofflichen Ri
siken der Produktivkraftentwicklung (Naturzerstörung, Um
welt-und Gesundheitsbelastung) mit einem neuenModusihrer
gesellschaftlichen Kontrolle und Regulierung reagiert, anderer
seits die Produktivitätspotentiale der wissenschaftlich-techni
schen Revolution nutzt, umderen soziale Risiken (die aus ihrer
kapitalitischen Anwendung resultieren) durch Beschäftigungs
politik, Arbeitszeitverkürzung, Ausbau des Bildungs- und So
zialwesens sowie des gesamten Sektors der kulturellen Repro
duktion aufzuheben;
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—auf die Herausbildung eines neuen Typs der politischen Kul
tur, die einerseits die Überwindung patriarchalischer Herr
schaftsverhältnisse, andererseits die qualitative Ausweitung der
Demokratie im Sinne von individueller und gesellschaftlicher
Selbsttätigkeit —vor allem auch außerhalb der Kcmbereiche des
Produktions- und Arbeitsprozesses - in dezentrahsienen Le
benswelten umfaßt.

Die Durchsetztmg solcher Alternativen setzt zwar voraus,
daß aufder nationalen Ebenedie Hegemonie desNeokonserva-
tismus gebrochen wird. Gleichwohl bleibt sie abhängig von den
Bedingungen der internationalen Vergesellschaftungsprozesse
und der Globalisierungstendenzen, die a priori jedwede Form
eines —auch progressiven —nationalen Protektionismus zum
Scheitern verurteilen müssen. Das gilt nicht allein für die Fra
gen der weltpolitischen Friedenssicherung und Abrüstung,
neueFormen nichtdiskriminierender Kooperation mitden Län
dernder III. Welt sowie für die grenzüberschreitenden, ökolo
gischen Risikolagen, sondern auch für die entscheidenden wirt-
Schafts- und gesellschaftspolitischen Fragen. DerKampf gegen
die Massenarbeitslosigkeit z.B. ist auf das engste mit der Über
windung der regionalen Ungleichgewichte in der EG (hier ms-
besondere die agrarischen sowie diealt-industriellen Regionen)
verbunden. Maßnahmen gegen die Verseuchung von Wasser,
Luft und Boden sowie gegen das Waldsterben verlangen die Ver
knüpfung nationaler Initiativen mit einer gemeinschaftlichen
EG-Politik. Der Schutz der Arbeitnehmerinteressen verlangt
eine transnationale Angleichung ihrer Arbeits- und Lebensbe
dingungen, ihrer Partizipations- und Kontrollrechte, des sozial
politischen Schutzes auf einem möglichst hohen Niveau. Die
gesellschaftliche Kontrolle der Produktivkraftentwicklung (auf
der Ebene der Untemehmensentscheidungen wie des Wissen
schaftssystems und derpolitischen Entscheidungen) - die heute
wesentliche Frage für eine qualitative Erweiterung von Demo
kratie — kann nicht auf die Ebene des Nationalstaates be
schränkt bleiben. Und schließlichmuß im europäischen Raum
gewährleistet sein, daß alle Menschen, die hier arbeiten und
leben wollen, die gleichen Rechte der Freiheit, der Partizipa-
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don, des sozialen Schutzes und der kulturellen Entfaltung ge
nießen können.

Wenn die Tendenz zur Annäherung bzw. Angleichung der
Arbeits- undLebensbedbgungen inWesteuropa als eine Bedin
gung fürdie Angleichung bzw. Vernetzung linker Politik begrif
fen ist, so darfdabei nicht übersehen werden, daß die Lebens
weise in denGesellschaften Westeuropas heutebereits in hohem
Maße durch eine internationalisierte Massenkultur überformt
wird. Die Zentren des Massentourismus, die Stränge des Mas
senverkehrs, die Programme der Massenmedien, ja selbst die
Eßgewohnheiten und die Stile der Mode und des Geschmacks
bilden Elemente einer weithin entnationalisierten Lebensweise
und Vei^esellschaftung, die freilich den Verwertungsimperati
ven der großen - international agierenden - Dienstleistungs-,
Freizeit- und Medienkonzeme unterworfen sind und dabei -
über die Zerstörung derkulturellen Vielfalt Europas - zugleich
als Hebel fürdieDurchsetzung einer amerikanisierten Massen
kultur wirken. Die Linke wird inder Zukunft nur dann erfolg
reich handeln können, wenn es ihr gelingt, in dieser Auseinan
dersetzung um die Beherrschung der »freien Zeit«, die immer
weniger unmittelbar durch die Erfahrungen und Zwänge des
Arbeitslebens determiniert erscheint, auch aufdereuropäischen
Ebene kulturelle Hegemonie zu erringen.
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